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Das Jahr
des Imkers (9)

Blütenpflanzen sehen nicht
nur schön aus, sie sichern
auch das Überleben vieler In-
sekten und des Bienen-Völk-
chens von nebenan. Wichtig
ist auch Zurückhaltung beim
Rasenmähen, denn Weißklee
bietet den Bienen Nektar und
Pollen in der relativ blütenar-
men Sommerzeit.

Wie´s geht hat der Nabu zu-
sammen mit der Gemeinde
und den Imkern mit dem Akti-
onsprogramm „Blühendes
Kaufungen“ aufgezeigt: auf
rund 3000 Quadratmetern
entlang von Straßen und auf
Plätzen blüht und summt es
jetzt von April bis Oktober.
Jede Ortsgruppe des Nabu und

die örtlichen Imker können
Auskunft geben, wie man Tei-
le des Gartens und der Rasen-
flächen in eine Bienenweide
verwandelt. Das ist geradezu
überlebenswichtig. Wie sagte
schon der Physiker Albert Ein-
stein: „Vier Jahre nach dem
Tod der letzten Biene stirbt
der Mensch.“
• Mit dieser Folge endet unsere
Serie „Das Jahr des Imkers“.

hannisbeere, Pfaffenhütchen,
Obstbäume und viele andere

bieten. Weißdorn, Felsenbir-
ne, Berberitze, Hartriegel, Jo-

schaft schränken das Nah-
rungsangebot für Insekten
ein. Der immer stärkere Ein-
satz von Pflanzenschutzmit-
teln und Insektiziden tötet die
fleißigen Flieger milliarden-
fach. „Und selbst im Garten
bringen Zierrasen und Gera-
nien schlicht gar nichts für die
Insekten“, sagt Böth.

Die Folgen dieser Entwick-
lung sind gewaltig: Insekten
bilden das Basisangebot in der
Nahrungskette, deren geringe
Zahl Auswirkungen auf alle
höher entwickelten Tiere hat.
Fehlen die Insekten als Bestäu-
ber sind die Auswirkungen
verheerend, denn Äpfel, Kir-
schen, Birnen und Co. tragen
ohne Blütenbesuche der klei-
nen Krabbler keine Früchte.

Blühende Stauden
Was tun? Grundsätzlich we-

niger Chemieeinsatz, wäre
schön, wünscht sich Imker
Böth. Und: Die Felder sollten
von breiten Streifen mit blü-
henden Pflanzen eingefasst
werden, so wie selbst die EU
dies fordert und auch fördert.

In den Gärten und den öf-
fentlichen Grünanlagen soll-
ten blühende Stauden und
Blumen vom Frühjahr bis
Herbst den Insekten Nahrung

V O N T H O M A S S T I E R

KASSEL. In Österreich sind
binnen eines Jahres 28 Pro-
zent des Bienenbestandes ver-
schwunden, in Kalifornien
sind es über 60 Prozent. Im
Südwesten Chinas klettern
Menschen in die Obstbäume,
um die Blüten von Hand zu be-
stäuben, denn Bienen gibt es
dort in vielen Landstrichen
längst nicht mehr.

Bei uns sieht es nicht viel
besser aus: Eine vom Natur-
schutzbund Deutschland
(Nabu) veröffentlichte Studie
für Nordrhein-Westfalen
zeigt, dass die Biomasse der In-
sekten vor 20 Jahren noch
fünf mal höher war als heute.
Dabei kommen die domesti-
zierten Bienenvölker, dank
der Pflege durch die Imker
noch besser klar, als die etwa
570 Wildbienen-Arten wie
Hummeln, Hornissen und
Wespen, sagt der Kaufunger
Imker Reinhard Böth, der das
langsame Sterben der Wild-
bienen und anderer Insekten
wie zum Beispiel Schmetter-
linge und Grashüpfer mit gro-
ßer Sorge verfolgt.

Die Ursachen sind vielfältig:
Große Monokulturen der in-
dustrialisierten Landwirt-

Wildbienen im Überlebenskampf
Der Bestand geht dramatisch zurück – mit fatalen Folgen für das Ökosystem und den Menschen

Bienenweiden von Menschenhand: So wie in Kaufungen (Land-
kreis Kassel) haben die Nabu-Ortsgruppen in vielen Orten blü-
hende Flächen angelegt. In Kaufungen ist das auf über 3000 Qua-
dratmetern geschehen, sagt Imker Reinhard Böth. Foto: Stier

Das Thema
Flüchtlinge als Rettung
von Dörfern und Klein-
städten – diese Idee war
seit Beginn der Flücht-
lingskrise von vielen Politi-
kern zu hören. Doch ge-
lingt die Integration und
gibt es Perspektiven? Bei-
spiele aus Oberaula im
Schwalm-Eder-Kreis.

Klaus Wagner wünscht: „Viel-
leicht kommst du irgendwann
wieder – mit Frau und Kin-
dern“. Milad lächelt höflich.
Heute ist sein letzter Tag als
Praktikant im Rathaus von
Oberaula.

Seit Anfang des Jahres lebt
Milad nach Stationen in
Flüchtlingsunterkünften in
Gießen und der Feuerwehr-
schule Kassel in dem Ort. Für
drei Monate war der 25-Jähri-
ge zuletzt im Rathaus beschäf-
tigt – vier Stunden lang pro

um die geflohenen Menschen
kümmert, sieht dieses Vorha-
ben kritisch: „Alle sagen im-

mer, Integrati-
on muss auf
dem Land
stattfinden,
aber so einfach
ist das nicht“.
Das werde
schon allein
mit dem Pro-
blem der Fahrt
zum Asylinter-
view deutlich.

Davon abgesehen stellt sich
die Frage: Wollen die Flücht-
linge überhaupt auf dem Land
bleiben? 27 Prozent der männ-
lichen Flüchtlinge sind zwi-
schen 18 und 25 Jahre alt, wie
das Statistikportal Statista auf-
zeigt. Sie suchen Arbeit. Und
die gibt es eher in den Städten.

Milad, der im September
2015 aus Aleppo (Syrien) nach
Deutschland kam, um nicht
ins Militär eingezogen zu wer-
den, fühlt sich wohl in Obe-
raula. Aber eigentlich möchte
er möglichst bald weg zum
Studieren in Marburg. Auch
wenn sich Bürgermeister

V O N M A X H O L S C H E R

OBERAULA. Um acht Uhr
morgens soll Milad in Offen-
bach sein. Sein zweites Inter-
view im Zuge des Asylverfah-
rens steht an. So hat es die Be-
hörde angeordnet. Doch wie
soll der syrische Flüchtling es
von seinem derzeitigen
Wohnort Oberaula (Schwalm-
Eder-Kreis) mit öffentlichen
Verkehrsmitteln pünktlich
dorthin schaffen? „Das geht
gar nicht“, sagt Klaus Wagner,
Bürgermeister von Oberaula.
Ein ehrenamtlicher Helfer
habe Milad schließlich gefah-
ren – Vor- und Nachteile der
Flüchtlingsunterbringung auf
dem Land können nah beiei-
nander liegen.

60 Asylbewerber waren zu
Spitzenzeiten in der 3000-Ein-
wohnergemeinde unterge-
bracht – sie kamen wie überall
in Hessen plötzlich über
Nacht. Derzeit sind es noch 50.
„Wir werden nicht alle bei uns
halten können, aber vielleicht
einige“, hofft Wagner.

Die Bundesregierung will
mehr Flüchtlinge in ländli-
chen Regionen unterbringen.
Im April sagte Landwirt-
schaftsminister Christian
Schmidt (CSU), dass Integrati-
on auf dem Land besser gelin-
ge als in „anonymen“ Groß-
städten. Er sieht darin eine
Chance für strukturschwache
Regionen. Die Vize-Präsiden-
tin des Deutschen Roten Kreu-
zes, Donata Freifrau Schenck
zu Schweinsberg, die nahe
Oberaula lebt und sich dort

Eingebunden, aber vor Absprung
Integration auf dem Land Teil 1: Gut aufgehoben und dennoch möchte Milad lieber in die Stadt

Tag. Er sortierte Akten, ko-
pierte, kochte Kaffee – keine
erfüllende Aufgabe, aber er
hatte etwas zu tun. Mehr als
diese drei Monate Orientie-
rungspraktikum erlauben die
Gesetze bisher nicht, sagt Bür-
germeister Klaus Wagner. Er
hätte Milad gern länger da ge-
habt. „Er ist ein hochintelli-
genter Junge.“ Für den Behör-
denchef ist es schwierig, Aus-
zubildende zu finden.

Milad hat bereits einen Ba-
chelorabschluss in Betriebs-

wirtschaftslehre,
arbeitete für die
italienische Bot-
schaft in Syriens
zweitgrößter
Stadt Aleppo. Der
Abschluss ist hier
allerdings nicht
anerkannt, wie er
sagt. Sein Deutsch
ist nach einem
Sprachkurs und
durch die Arbeit
erstaunlich gut –
doch auch für ihn
gilt: Noch weiß er
nicht, wie lange
er bleiben kann.

• Im nächsten Teil lesen Sie, wa-
rum ein Flüchtling Oberaula nicht
verlassen darf und ein zweiter eine
Ausbildung in einem Hotel in Aus-
sicht hat.

Absolvierte Praktikum im Rathaus von Oberaula: Der 25-jährige Milad kam mit der Flüchtlingswelle im Herbst 2015 nach Deutschland.
Doch auf dem Land wird es ihn wohl nicht halten. Fotos: Holscher (2) / Archiv (1)

Hätte Milad gerne behalten: Oberaulas Bür-
germeister Klaus Wagner.

Donata
von
Schenck

Ländernotizen
Schmerzensgeld
für Castor-Gegner
Einem Atomkraftgegner, den
Polizisten bei einem Castor-
Transport nach Gorleben in Ge-
wahrsam genommen hatten,
steht Schmerzensgeld zu. Das
hat das Bundesverfassungsge-
richt entschieden. Der Mann
hatte die Bahnstrecke zwischen
Lüneburg und Dannenberg blo-
ckiert. Die Polizei hatte ihn mit
etwa 1350 anderen Protestie-
rern zu einer Wiese gebracht
und mindestens acht Stunden
festgehalten. Das Landgericht
Lüneburg stellte später fest, dass
das rechtswidrig war, sah aber
keinen Anlass für Schmerzens-
geld. Das verletzt den Mann dem
Karlsruher Beschluss zufolge in
seinem Grundrecht auf Freiheit
der Person.  Az.:1 BvR 1717/15

Schenks Nachlass
wird versteigert
Der Besitz des verstorbenen
Showmasters Heinz Schenk
(„Zum Blauen
Bock“) wird am
20. August in
dessen früheren
Wohnhaus in
Wiesbaden ver-
steigert. Die
Einrichtung des
Hauses, in dem der Moderator
fast 40 Jahre lebte, sei praktisch
unverändert, sagte Nachlassver-
walter Horst Klemmer. Zum In-
ventar gehören auch alle Folgen
des „Blauen Bock“ auf Videokas-
setten, mehrere Bembel und der
Fernsehpreis Bambi. Schenk
starb 2014 mit 89 Jahren.

Sanitäter bedroht:
Bewährungsstrafe
Weil er zwei Rettungssanitäter
mit einer Gaswaffe bedroht hat,
hat das Landgericht Frankfurt ei-
nen 40-Jährigen zu neun Mona-
ten Bewährungsstrafe verurteilt.
Zusätzlich ordneten die Richter
eine Alkohol- und Drogenthera-
pie sowie 400 gemeinnützige
Arbeitsstunden an. Die Sanitäter
waren in die Wohnung des Man-
nes gekommen, dessen Frau
über massives Bauchweh klagte
und in eine Klinik nach Bad So-
den gebracht werden sollte. Der
Ehemann bestand auf einem
Krankenhaus in Frankfurt-
Höchst und zog die Gaspistole.

Hürden der
Integration

Für Milad geht es nun darum,
ein höheres Sprachzertifikat
zu erhalten. Er braucht Ni-
veau C1 (des Gemeinsamen
Europäischen Referenzrah-
mens), dann hat er die Vo-
raussetzung, um an einer Uni
studieren zu können. Aller-
dings muss er sich zuvor sei-
nen Schulabschluss oder Tei-
le seine Studiums bestätigen
lassen. Grundsätzlich kann
er dann – so steht es bei-
spielsweise bei den Richtlini-
en der Universitäten Kassel
und Leipzig – ein Studium
aufnehmen, und zwar unab-
hängig davon, ob er aner-
kannter Flüchtlinge ist, sub-
sidären Schutz genießt oder
das Asylverfahren noch läuft.
(mho)

H I N T E R G R U N D

HILDESHEIM / DORTMUND.
Die Polizei in Niedersachsen
und Nordrhein-Westfalen hat
gestern Durchsuchungen bei
drei mutmaßlichen Unterstüt-
zern der Terrororganisation
„Islamischer Staat“ (IS) vorge-
nommen. Die Razzien waren
vom Generalbundesanwalt
veranlasst worden. Festnah-
men gab es nicht

Die drei Beschuldigten wer-
den verdächtigt, um Mitglie-
der und Unterstützer für den
IS geworben zu haben, sagte
eine Sprecherin der Karlsru-
her Behörde. Die Polizei bestä-
tigte Durchsuchungen in
Dortmund, Duisburg und Hil-
desheim. Nach der Verhaftung
eines terrorverdächtigen Sy-
rers in Rheinland-Pfalz nahm
die Polizei zudem im nord-
rhein-westfälischen Dinslaken
einen weiteren Mann fest. Er
könnte laut NRW-Innenminis-
ter Ralf Jäger (SPD) Gewaltta-
ten in Syrien begangen haben.

Der Vorsitzende der Deut-
schen Polizeigewerkschaft,
Rainer Wendt, forderte nach
der Festnahme des Syrers in
Rheinland-Pfalz genaue Über-
prüfungen aller Flüchtlinge.
(dpa/afp)

Druck auf
Islamisten
wächst
Razzien in NRW
und Niedersachsen


